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Berichterstatter: 
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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 782 — in der aus der nachstehen- 
den Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 19. November 1954 


Der Ausschuß für Kommunalpolitik 

Dr. Willeke Könen (Düsseldorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache 1005 



Zusammenstellung 

des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privatenVersicherungsunternehmungen und Bausparkassen 
vom 6. Juni 1931 

- Drucksache 782 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kommunalpolitik 

(12. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 
V ersicherungsunternehmungen und Bauspar- 
kassen vom 6, Juni 1931 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Reichsgtseiz über die Beaufsichtigung 
der privaten Versicherungsunternehmungen 
und Bausparkassen vom 6. Juni 1931 (ReiAs- 
gesetzbl. I S. 315) wird wie folgt ergänzt: 

\n § 2 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 
»Der Aufsicht nach diesem Gesetz unter- 
liegen nicht Zweckverbände und nicht- 
rechtsfähige Zusammenschlüsse von Ge- 
bietskörperschaften bzzv. Verbänden von 
Gebietskörperschaften, die einen Ausgleich 
von Schäden und Lasten bezwecken, wel- 
che ihnen unmittelbar oder den von ihnen 
allein oder mit anderen in selbständiger 
Rechtsform zur Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben betriebenen Unternehmen aus 
gesetzlichen oder freiwillig übernom- 
menen Verpflichtungen entstehend'' 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die BeaufsiAtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen und Bauspar- 
kassen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sAlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die BeaufsiAtigung der 
privaten V ersiAerungsunternehmungen und 
Bausparkassen vom 6. Juni 1931 (Reichsge- 
setzbl. I S. 315) wird wie folgt ergänzt: 

„In § 1 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

, Dasselbe gilt von niAtreAtsfähigen Zu- 
sammensAliissen von Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden, soweit diese den 
AusgleiA von SAäden folgender Art aus 
Risiken ihrer Mitglieder und solAer zur 
Erfüllung öffentliAer Aufgaben betrie- 
benen Unternehmungen bezweAen, an 
denen ein oder mehrere kommunale Mit- 
glieder mit mindestens 50 v. H. beteiligt 
sind: 

a) SAäden, für welAe die Mitglieder 
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Entwurf 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs, 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung 
In Kraft. 


oder ihre Bediensteten auf Grund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
von Dritten verantwortlich gemacht 
werden können, 

b) Schäden aus der Haltung von Kraft- 
fahrzeugen, 

c) Leistungen aus der kommunalen Un- 
fallfürsorge.* “ 

Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 
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